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Nach dem Mord an Theo van Gogh hat sich die Problematik rund um rassistische und extremistische Äußerungen unter Jugendlichen verschärft. Dies gab Anlass dazu, dieses Problem im Rahmen des Forschungsprojekts Monitor Rassismus und Extremismus unter die Lupe zu nehmen. In dem daraus entstandenen Bericht Das Lonsdaleproblem, der 2005 erschien, wurde folgenden häufig gestellten Fragen Aufmerksamkeit gewidmet: 
-Inwieweit sind Lonsdale-Jugendliche rassistisch oder rechtsradikal? 
-Bilden rechtsextreme Gabber
 eine Jugendkultur oder eine Form der Jugendkriminalität? Zudem wurde die Zahl der rechtsextremen Gabbergruppen und der Vorfälle, bei denen diese Gruppen beteiligt waren, geschätzt. Auch wurde gefragt, wie unterschiedliche Seiten auf das Lonsdaleproblem reagierten. In den Niederlanden verfügt man bis dato durch den relativ geringen Umfang des Problems kaum über Erfahrungen mit Strategien, die sich an rechtsextreme Jugendliche richten. Da man aber aus Erfahrungen in anderen Ländern lernen kann, wurde nach der Beschreibung der Reaktionsmuster in den Niederlanden auf so genannte „EXIT-Initiativen“ in Norwegen, Schweden und Deutschland kurz eingegangen. 
Dieses Kapitel des hier vorliegenden Berichtes ist als eine Vertiefung dessen zu sehen, was in  Das Lonsdaleproblem bereits über Deradikalisierung gesagt wurde.
1. Rechtsextremismus und Deradikalisierungsprojekte: einige Ausgangspunkte
Um 1980 herum trat das Problem von unorganisierten, rechtsextremen, rassistischen Jugendgruppen in Großbritannien auf. In dieser Anfangsphase wurden dem Problem verschiedene Namen und Labels gegeben; British Movement ist hierbei die wohl bekannteste Bezeichnung. Die wachsende Problematik – vor allem: Belästigungen auf der Strasse, Gewalttätigkeiten und strafbare Äußerungen – traten ungefähr zeitgleich mit dem Niedergang der rassistischen, rechtsextremen politischen Partei National Front Ende der siebziger Jahre auf. Da beide Entwicklungen in derselben Periode stattfanden, entstand die Vermutung, dass es hier einen gewissen Zusammenhang geben könnte. So vermutete der 
britische Politikwissenschafter Layton-Henry einen umgekehrten Zusammenhang zwischen rechtsextremen Wahlerfolg und street politics.
 Kurz zusammengefasst: stark auf der Strasse, schwach bei Wahlen und vice versa. Obwohl über die Existenz eines solchen Zusammenhangs viel diskutiert wurde, scheint die heutige Situation in den Niederlanden gut in das Bild von Layton-Henry zu passen. Das Bild des Rechtsextremismus in den Niederlanden heute unterscheidet sich stark von dem Bild vor zehn Jahren, als rechtsextreme Gruppierungen im nationalen Parlament und Dutzenden von Gemeinderäten vertreten waren. Die damalige Situation prägte das Bild des Umgangs mit Rechtsextremismus als Problem. Man richtete die Aufmerksamkeit hauptsächlich auf organisierte Verbände, also auf rechtsextreme Parteien und deren Führung, ihre Präsenz in demokratisch gewählten Organen und ihre Auftritte in Form von Demonstrationen auf offener Strasse. 

Gegenwärtig gibt es daher die Gefahr, dass die heutige Wahrnehmung des Rechtsextremismus als Problem zu sehr von dieser Sichtweise beeinflusst wird. Die primäre Ausrichtung auf organisierte, auf Wahlen gerichtete Varianten des Rechtsextremismus kann dazu führen, dass man die heutige Problematik unterschätzt. Erstens ist die Bedeutung der rechtsextremen Parteien im Moment relativ eingeschränkt. Zudem besteht das Risiko, dass die zerstreuten „Straßenvarianten“ durch ihren niedrigen Organisationsgrad und ihren relativ niedrigen ideologischen Gehalt nicht als rechtsextremes Phänomen wahrgenommen werden. Das veränderte Erscheinungsbild verlangt einen neuen Umgang. Unter Beibehaltung des existierenden Instruments, das sich auf den Kern von (formalen) Organisationen richtet, müssen wir nach Strategien suchen, die sich mehr auf die Schale als auf den Kern richten.
Die Problematik der zerstreuten, rechtsextremen Jugendgruppen hat in den Niederlanden merklich an Bedeutung gewonnen. Die Problematik an sich ist hierbei nicht neu, aber die Zunahme des Umfangs ist es schon. 

Durch den neuartigen Charakter der im Umfang gewachsenen Problematik gibt es in den Niederlanden wenig Erfahrung mit einer speziell auf rechtsextreme Jugendgruppen gerichteten Strategie. In den skandinavischen Ländern und in Deutschland ist dies anders. 
Da man aus andernorts erworbenen Erfahrungen lernen kann, wurden im letzten Monitorbericht (Das Lonsdaleproblem) Deradikalisierungsinitiativen in Norwegen, Schweden und Deutschland kurz skizziert. 
Diese Initiativen haben das gemeinsame Ziel, Rechtsextremisten beim Verlassen des rechtsextremen Umfelds zu unterstützen, arbeiten aber auf unterschiedliche Weise. Mehr als erste Eindrücke der Tätigkeiten dieser Programme konnten im Rahmen von Das Lonsdaleproblem nicht erworben werden. Hierbei blieb eine wichtige Frage mehr oder weniger unbeantwortet: Was sind die Erfahrungen hinsichtlich von Erfolg und Misserfolg? Diese Frage ist daher das Thema des vorliegenden Kapitels. Jedoch zeigte sich im Verlauf der Untersuchung, dass es an (veröffentlichten) Informationen zu diesem Thema mangelt. Darum wurde beschlossen, Schlüsselfiguren in Deutschland zu Rate zu ziehen und sie über Deradikalisierungsprojekte zu befragen.  
Hierbei war es nicht unsere Absicht, die Programme zu evaluieren, sondern Kenntnis hinsichtlich einer Implementierung von Deradikalisierungsstrategien in den Niederlanden  zu erwerben. Im Folgenden berichten wir von unseren Erfahrungen und versuchen, den Kurs für die Niederlanden abzustecken.  
2. Deradikalisierung in Deutschland
In Deutschland gibt es ebenso wie in den Niederlanden eine Vielzahl von rechtsextremen Parteien, Organisationen und Personen. Verglichen mit den Niederlanden kämpft Deutschland allerdings bereits viel länger mit subkulturell organisierten, rechtsextremen Jugendgruppen. Gerade im Osten Deutschlands sind rechtsextreme Organisationsstrukturen wie Freie Kameradschaften oder Skinheadgruppierungen unter Jugendlichen beliebt.
 Die Zahl der Neonazis und Skinheads ist dann auch seit dem Fall der Mauer stark gestiegen: Zählte der Verfassungsschutz 1990 noch 1.200 Neonazis, 160 militante Neonazis und 500 militante Skinheads, so waren es 2005 bereits 10.400 gewaltbereite Rechtsextremisten (vor allem Skinheads) und 4.100 Neonazis. Das gesamte rechtsextreme Personenpotential in Deutschland belief sich 2005 auf ungefähr 39.000 Rechtsextremisten (1990: 32.900).
 Täglich kommt es in Deutschland zu 28 rechtsextremen Straftaten, wovon zwei bis drei Gewaltstraftaten sind.

In Deutschland gibt es deshalb auch ein breites Spektrum verschiedener Programme zur Bekämpfung und zur Prävention von Rechtsextremismus. So gibt es seit dem Jahr 2000 verschiedene Deradikalisierungsprogramme. Diese richten sich an Mitglieder von rechtsextremen Gruppierungen und unterstützen sie beim Ausstieg. Im Laufe der letzten sechs Jahre entstanden in Deutschland ungefähr fünfzehn bis zwanzig Projekte, die sich die Deradikalisierung von Rechtsextremisten zum Ziel gesetzt haben. Obwohl die Programme in Deutschland also sozusagen Konjunktur haben und in den letzten Jahren stets neue Programme aus dem Boden sprossen, gibt es kaum publizierte Evaluationen der verschiedenen Programme. Wir haben diese Deradikalisierungsprogramme daher auf ihre Verdienste und eine mögliche Implementierung in den Niederlanden hin untersucht. 
Hierbei richteten wir unser Augenmerk  auf die folgenden Fragen: 
· Wer sind die Aussteiger?

· Wie funktioniert das Aussteigerprogramm?
· Wo ist das Aussteigerprogramm angesiedelt? 

· Wie viele Personen sind durch das Programm ausgestiegen?

· Wie sehen Beispiele von Good Practice und Bad Practice im Bereich der Aussteigerprogramme aus?

· Worauf ist bei einer Implementierung von Aussteigerprogrammen in den Niederlanden zu achten?

Unsere Studie war in erster Instanz als eine Literaturstudie zu deutschen Deradikalisierungsprogrammen geplant. Dies stellte sich aber als wenig effektiv heraus, da von den verschiedenen Programmen Zurückhaltung geübt wird: Nur ein Bruchteil der Informationen ist öffentlich zugänglich und diese Informationen lassen die Programme in einem rosigen Licht erscheinen. 
Nach und nach zeigte sich, dass wir unsere Fragen auf der Grundlage der Literatur nicht würden beantworten können. Wir legten die Fragen darum  Schlüsselfiguren der deutschen Deradikalisierungsprogramme vor. Im April und Mai 2006 interviewten wir vor Ort Führungspersonen verschiedener Deradikalisierungsprogramme. Durch den zeitintensiven Charakter dieser Forschungsmethode konnten wir nicht alle Programme beurteilen und waren daher gezwungen, eine Auswahl zu treffen. Bei unserer Auswahl haben wir versucht, 
die Vielfalt der Programme deutlich zu machen. Trotz des gemeinsamen Nenners gibt es große Unterschiede zwischen den verschiedenen deutschen Deradikalisierungsprogrammen. Die Programme unterscheiden sich vor allem hinsichtlich der Zielgruppe (Führungspersonen, erfahrene Aktivisten oder Mitläufer), der Reichweite (Programme auf Bundes- oder Länderebene), der Organisationsform (Regierungs- oder Nichtregierungsprogramme) und der methodischen Ansätze. Wir haben uns für vier Programme entschieden, die diese Unterschiede gut wiedergeben: Das bundesweite Nichtregierungsprogramm EXIT-Deutschland, das bundesweite Aussteigerprogramm des Bundesverfassungsschutzes, das nordrhein-westfälische Aussteigerprogramm angesiedelt beim dortigen Innenministerium und das hessische Aussteigerprogramm angesiedelt beim hessischen Landeskriminalamt. 

Die Unterschiede dieser Programme sind in Tabelle 1 schematisch dargestellt. Im Folgenden werden wir auf jedes dieser vier Deradikalisierungsprogramme im Einzelnen eingehen.

Tabelle 1: Unterschiede zwischen den untersuchten Deradikalisierungsprogrammen 
	Programme
	Zielgruppe
	Organisationsform
	Ebene

	
	Führung
	Aktivisten
	Mitläufer
	NRO
	RO
	Bund
	Länder

	EXIT-Deutschland
	
	X
	
	X
	
	X
	

	Bundesverfassungsschutz
	X
	X
	
	
	X
	X
	

	Hessen
	
	X
	X
	
	X
	
	X

	Nordrhein-Westfalen
	
	X
	
	
	X
	
	X


2.1 EXIT-Deutschland
Dieses Nichtregierungsprogramm war die erste deutsche Aussteigerinitiative. Sie wurde im Jahr 2000 von Bernd Wagner und dem Ex-Neonazi Ingo Hasselbach gegründet. 

Der typische Aussteiger
 bei EXIT-Deutschland ist ein 18- bis 25 jähriger Mann, der zwischen zwei und sechs Jahren in einer Skinheadgruppe oder Freien Kameradschaft aktiv war. Aussteiger aus dem Westen Deutschlands und aus städtischen Gebieten werden überproportional häufig betreut. Der allergrößte Teil der Aussteiger hat es während der Szenezugehörigkeit zu einem beachtlichen Strafregister gebracht. 

Der Entschluss zum Ausstieg beruht häufig auf der Bewusstwerdung der negativen Auswirkungen der Szenezugehörigkeit auf die Zukunftspläne der Aussteiger. 
EXIT-Deutschland sucht keinen Kontakt mit potentiellen Aussteigern. Die Initiative hält es für unerlässlich, dass potentielle Aussteiger selber den Kontakt mit der Organisation aufnehmen, sorgt aber durch Auftritte in den Medien für hinreichende Bekanntheit bei ihrer Zielgruppe. 
Der erste Schritt des Ausstiegsprozesses ist das Erstellen eines allgemeinen Profils des Aussteigers. Bernd Wagner umschreibt dies so: „Wir müssen klären, wo die Betreffenden gerade in ihrer Weltsicht stehen, wie sie sich als Person definieren, wovon sie sich absetzen möchten und wo sie hinwollen.“

Ein nächster Schritt besteht in der Identifizierung von potentiellen Problemen. Hierbei geht es vor allem um Bruchstellen und Unvollständigkeiten in der Reflektion: Eine realistische Analyse der eigenen Situation, das Formulieren dieser Analyse und das Schaffen einer realistischen Zukunftsperspektive. Aber auch Bedürfnisse und Ängste müssen einbezogen werden. Zudem ist der Sicherheitsaspekt ein zentrales Thema des Aussteigerprozesses und muss in die Analyse  einfließen. Auch die Existenzsicherung ist ein wichtiger Aspekt. 
Bernd Wagner nennt beispielsweise die folgenden Problempunkte: „Haben sie eine Arbeit, wo sie gefahrenfrei weiterarbeiten können? Haben sie keine Arbeit haben, erhalten sie dann Harz IV? Verbunden mit der Existenzsicherung sind auch Sicherheit und Wohnung. Nicht jede Wohnung ist sicherheitstechnisch geeignet. Wer finanziert eine solche Wohnung?“

Auch der Aufbau eines sozialen Netzwerkes ist sehr wichtig. Aussteiger müssen häufig neue Freundschaften außerhalb des rechtsextremen Umfelds aufbauen. Ein anderer wichtiger Bestandteil des Ausstiegsprozesses sind psychologische Fragen. Während des Ausstiegsprozesses ist das Risiko groß, dass ein Aussteiger psychische Probleme entwickelt. Sie haben ihre alten Freunde verloren, sie können ihr Weltbild nicht länger aufrecht erhalten und ihr positives Selbstbild, das auf der rechtsextremen Ideologie gründete, ist zerstört. Um diese Lücke zu füllen, ist die Unterstützung durch die Initiative wichtig. Gleichzeitig müssen die Aussteiger sich allerdings auch mit der rechtsextremen Ideologie und den von ihnen begangenen Straftaten auseinandersetzen. Hierbei ist es wichtig, dass sie ein Gefühl für die Opfer entwickeln und sich der Auswirkungen der Straftat auf das Leben der Opfer bewusst werden. Auch müssen sie lernen, die Bundesrepublik Deutschland und ihre Regierung nicht länger als Feinde zu betrachten. Letztendlich sollten sie demokratische Werte akzeptieren. Die Dauer des Ausstiegsprozesses ist sehr variabel. Im Schnitt werden die Aussteiger aber zwischen sechs Monaten und drei Jahren begleitet. 

EXIT-Deutschland ist ein Nichtregierungsprogramm. Daher ist die Initiative anders als die staatlichen Programme nicht in ein Netzwerk verschiedener staatlichen Behörden eingebunden. Die Initiative verfügt zudem nicht über feste Kooperationspartner, sondern sucht für jeden Einzelfall die passenden Partner. Im Laufe der Zeit ist so ein loses Netzwerk von Kontakten entstanden, mit denen die Initiative zusammenarbeitet.

Die Initiative beschäftigt momentan vier Mitarbeiter, die ein staatlich finanziertes Gehalt beziehen. Zudem gibt es noch Arbeitskräfte, die das Projekt  bei Bedarf unterstützen und aus Honorarmitteln bezahlt werden.  

Generell, so Bernd Wagner, ist die finanzielle Situation von EXIT-Deutschland problematisch: „Wenn man nur das Allernotwendigste machen kann – und manchmal kann man nicht mal das machen - dann sind wir gezwungen, die Fälle nach Wichtigkeit zu gliedern. Und die Klienten merken dann, dass sie erst an 20. oder 50. Stelle kommen.“ 
Schon das Aufbringen der Reisekosten zur Betreuung eines Aussteigers in einem anderen Bundesland kann beispielsweise ein unüberwindbares Problem darstellen. 
Laut Aussagen von Bernd Wagner kam es auch schon vor, dass potentielle Aussteiger nicht in das Programm aufgenommen werden konnten. Gerade bei großen Entfernungen muss der Aussteiger sehr viel selber in die Hand nehmen. Der Kontakt mit der Initiative ist dann zumeist telefonischer Art und beinhaltet vor allem eine Analyse des Umfelds und eine Verhaltensorientierung für den Aussteiger.

Dennoch hat EXIT-Deutschland in den letzten Jahren ungefähr 230 Aussteiger aus dem rechtsextremen Umfeld geholt. Momentan werden fünfzig Personen begleitet. In den letzten sechs Jahren haben nur sechs Aussteiger den Ausstieg wieder abgebrochen.  

2.2 Aussteigerprogramm für Rechtsextremisten des Bundesverfassungsschutzes
Das Aussteigerprogramm des Bundesamts für Verfassungsschutz (BfV) hat zwei unterschiedliche Sparten. Eine Sparte richtet sich an Führungspersonen rechtsextremer Gruppierungen, die die Aussichtslosigkeit ihres politischen Kampfes erkannt haben und den Weg aus dem rechtsextremen Umfeld nicht alleine finden. Das BfV geht auf diese Personen zu und informiert sie über die Möglichkeit des Ausstiegs. Durch das Herausbrechen der Führungsliga soll die rechtsextreme Szene geschwächt werden. Die zweite Sparte richtet sich an Personen, die nicht in der Führungsliga verortet sind. Diese Personen müssen selber Kontakt mit dem BfV aufnehmen. Da das BfV keine Informationen über die erste Sparte ihres Aussteigerprogramms erteilt, berichten wir  hier lediglich über die zweite Sparte.
Der typische BfV-Ausstieger ist im Schnitt zwischen zwanzig und fünfundzwanzig Jahren alt. Neunzig Prozent aller Aussteiger sind Männer. Sie kommen überwiegend aus kleineren Städten oder ländlichen Gebieten. Beim BfV kommen – anders als bei EXIT-Deutschland – viele Aussteiger aus dem Osten Deutschlands. Die Aussteiger leiden häufig unter Alkoholsucht und psychischen Problemen. In letzter Zeit, so wurde uns erzählt, melden sich  auch stets mehr drogenabhängige Aussteiger. Der allergrößte Teil der Aussteiger hat ein Strafregister mit Gewalttaten. Die Verweildauer in der rechten Szene korreliert stark mit dem Alter der Aussteiger. Aufgrund von juristischen Komplikationen dürfen minderjährige Aussteiger übrigens nicht in das Programm aufgenommen werden. 

Die Gründe für den Ausstieg sind sehr unterschiedlich. Viele Personen entscheiden sich zum Ausstieg, weil ihr Lebenspartner dies von ihnen erwartet. Auch drohende Strafprozesse spielen eine Rolle bei der Entscheidung zum Ausstieg. Ähnlich wie bei EXIT-Deutschland werden sich viele Personen zudem der negativen Folgen der rechten Szenemitgliedschaft für ihr weiteres Leben bewusst. Es melden sich aber auch Personen beim BfV, die ohne Hilfe eines Programms ausgestiegen sind und deswegen von ihren ehemaligen Kameraden bedroht werden.  

Bevor ein Aussteiger in das Programm aufgenommen wird, führt das BfV ein Interview in Köln oder Berlin durch. Hierdurch möchten die Mitarbeiter des BfV sicherstellen, dass der Ausstieg ernsthaft erwogen wird. Der potentielle Aussteiger muss deshalb auch einen Teil (25%) der Reisekosten selber aufbringen. Während des Interviews muss der Aussteiger einen ausführlichen Fragenkatalog beantworten. Auch dies muss mit der notwendigen Ernsthaftigkeit geschehen, da die Antworten durch das BfV auf ihre Richtigkeit hin überprüft werden. Bei falschen Angaben wird der Aussteiger nicht in das Programm aufgenommen. Vom Aussteiger wird also erwartet, dass er reinen Tisch macht. Straftaten, die hierbei ans Licht kommen, müssen vor Gericht gebracht werden; die Teilnahme an dem Programm führt nicht zu einer Strafminderung. Reinen Tisch machen kann unseres Erachtens auch dazu führen, dass man das Sündenregister der „alten Kameraden“ aufschlägt. 
Nach der Aufnahme in das Programm wird ein Profil des Aussteigers erstellt. Hierbei werden vor allem die verschiedenen Probleme der Person analysiert und wird die Dringlichkeit, mit der die Probleme angegangen werden müssen, festgestellt. Laut unserem Gesprächspartner beim BfV sind die Vorraussetzungen für einen erfolgreichen Ausstieg das Überwinden der Alkohol- und/oder Drogensucht, die Existenzsicherung durch Arbeit oder Ausbildung und der Aufbau von sozialen Bindungen außerhalb der rechtsextremen Szene. Das BfV arbeitet mit einer Methode, die Schritt für Schritt vorgeht. In detaillierten Verträgen wird jeweils festgelegt, wann ein Aussteiger ein bestimmtes Ziel erreicht haben muss. In einem solchen Vertrag kann beispielsweise festgehalten werden, dass ein Aussteiger seine Sucht innerhalb von drei Monaten überwunden haben muss. Kommt der Aussteiger dieser Vereinbarung nicht nach, kann dies zum Ausschluss aus dem Programm führen.
Wenn der Aussteiger in einer festen Beziehung lebt, wird auch der Partner in das Programm aufgenommen. Der Partner erhält dann praktische Unterstützung (beispielsweise beim Umzug oder bei der Arbeitsplatzsuche); das BfV führt aber auch individuelle Gespräche mit dem Partner durch. Diese Strategie hat sich bewährt, da der Partner häufig sehr motiviert ist und den Ausstieg unterstützt. Laut unserem Gesprächspartner beim BfV gibt es sogar einen starken Zusammenhang zwischen dem Gelingen des Ausstiegs und einer guten Beziehung. Die Kehrseite der Medaille ist, dass viele Aussteiger wieder ins rechtsextreme Milieu zurückkehren, wenn die Beziehung in die Brüche geht. 
Die jeweilige Hilfe ist immer auf den Einzelfall bezogen. Häufig in Anspruch genommen werden allerdings Umzugshilfe, Hilfe bei der Arbeitsplatz- oder Ausbildungsplatzsuche, bei der Entschuldung, bei der Stabilisierung des Verhältnisses mit dem Partner oder mit den Eltern, beim Schaffen einer Zukunftsperspektive und beim Lernen alltäglicher Verhaltensregeln. Auch muss die Mehrzahl der Aussteiger eine Entziehungskur absolvieren. 
Der Ausstieg ist erfolgreich abgeschlossen, wenn ein Aussteiger die im Vertrag festgelegten Ziele erreicht hat und danach zwei Jahre stabil geblieben ist. Das Erreichen der Ziele dauert im Schnitt um die zwei Jahre. Es dauert also insgesamt ungefähr vier Jahre, bis der gesamte Ausstiegsprozess erfolgreich durchlaufen wurde. Verglichen mit den anderen Aussteigerprogrammen ist die Betreuung hiermit relativ langwierig.  
Während des Ausstiegsprozesses arbeitet das BfV mit den Landesämtern für Verfassungsschutz zusammen. Abhängig vom Einzelfall werden zudem unterschiedliche Institutionen kontaktiert, deren Mitarbeit für den jeweiligen Fall von Interesse ist.

In den letzten fünf Jahren haben 230 potentielle Aussteiger den Kontakt mit dem BfV gesucht. 100 Personen wurden nach dem ersten Interview nicht in das Programm aufgenommen; die übrigen 130 Personen wurden oder werden durch den Verfassungsschutz beim Ausstieg begleitet. Allerdings haben von diesen 130 Personen 30 Personen den Ausstieg nicht erfolgreich abgeschlossen. Gründe hierfür liegen in der nicht überwundenen Drogen- oder Alkoholsucht, dem wiederholten Kontakt mit der rechtsextremen Szene, Strafffälligkeiten oder anderweitigem Nichteinhalten des Vertrags. Insgesamt sind also 100 Personen mit Hilfe des Programms ausgestiegen oder werden noch durch das Programm betreut. Der Bundesverfassungsschutz hat zahlenmäßig weniger Aussteiger aus der rechten Szene geholt als EXIT-Deutschland. 
Dies, so unsere Vermutung, liegt an dem hochschwelligen Charakter des Programms, den hohen Anforderungen an die Aussteiger und eventuell auch am Image des BfV als einer der größten Feinde der rechtsextremen Szene. Hinsichtlich der finanziellen Ausstattung scheint das Programm keine Probleme zu haben. Anders als EXIT-Deutschland verfügt es über die notwendigen finanziellen Mittel, um alle Aussteiger gut zu betreuen.

2.3 Das Nordrhein-Westfälische Aussteigerprogramm
Dieses Aussteigerprogramm existiert seit Juli 2001. Verantwortlich für das Programm ist das nordrhein-westfälische Innenministerium. Ursprünglich half das Programm nur rechtsextremen Straftätern und Rechtsextremisten über 27 Jahren bei ihrem Ausstieg. Das Aussteigerprogramm betrieb damals eine HelpLine, die durch eine große Werbeoffensive in der Szene bekannt gemacht wurde. In der Realität ging dieses Konzept allerdings nicht auf. Das Programm betreut daher gegenwärtig alle volljährigen Aussteiger und nimmt inzwischen auch selber Kontakt zu potentiellen Aussteigern auf, um sie auf die Möglichkeit des Ausstiegs hinzuweisen. 

Die Aussteiger des nordrhein-westfälischen Programms sind im Schnitt 25 Jahre alt und entstammen Freien Kameradschaften und Skinheadgruppierungen. Vor allem Männer melden sich bei dem Programm. Sie sind häufig alkoholabhängig und haben ein Strafregister mit Gewaltstraftaten. Ihre Entscheidung zum Ausstieg liegt laut Einschätzung unserer Gesprächspartner in ihrer aussichtslosen persönlichen Situation begründet. Oft erwarten ihre Eltern oder ihr Partner, dass die dem Rechtsextremismus den Rücken kehren. Zudem spielen auch in NRW drohende Strafprozesse eine Rolle beim Verlassen der rechtsextremen Szene. 
Ebenso wie der Bundesverfassungsschutz arbeitet auch das nordrhein-westfälische Programm mit Verträgen. Diese Verträge sind allerdings weniger detailliert als die Verträge des BfV; sie dienen nur zur Festlegung allgemeiner Verhaltensregeln. 

Wohl erwartet man auch in Nordrhein-Westfalen Offenheit und Ehrlichkeit über Straftaten, für die die Aussteiger noch nicht verurteilt sind. Diese Informationen werden vertraulich behandelt; nur Kapitalverbrechen werden zur Anzeige gebracht. 
Das Programm betreut keine lang einsitzenden Häftlinge. Bei einem drohenden Strafverfahren wird daher versucht, Freiheitsstrafen zu vermeiden und die Strafen in Arbeitsstrafen oder Bewährungsstrafen umzuwandeln.
Der Ausstiegsprozess beginnt meistens mit der Entnazifizierung der Wohnung. Hierbei wird die Wohnung sozusagen ausgemistet; der Begleiter nimmt alle rechtsextremen Attribute in Beschlag. In extremen Fällen kann dies dazu führen, dass der Aussteiger kaum  Kleidungsstücke übrig behält, seine gesamte Plattensammlung abgeben muss und erst einmal kahle Wände anstarrt. 
Das Programm fordert, dass der Aussteiger die Szene tatsächlich verlässt, keine neuen Straftaten mehr begeht, ein anderes Weltbild annimmt und sich eindeutig von allen extremistischen Werten distanziert. Sehr bewusst arbeitet das Programm am Aufbau eines positiven Selbstbilds durch Erfolgserlebnisse und die Akzeptanz neuer, alternativer Werte. 
In Nordrhein-Westfalen benötigen viele Aussteiger Unterstützung beim Umzug, der Suche nach einem passenden Arbeits- oder Ausbildungsplatz, der Entschuldung, dem Aufbau eines neuen Bekanntenkreises, der Integration in Vereine, dem Führen von Gesprächen mit den Eltern und dem Führen von Gesprächen mit den Richtern und Staatsanwälten. Ebenso absolvieren viele Aussteiger ein Antiaggressionstraining. Schließlich ist die Entfernung szenetypischer Tätowierungen ein wichtiger Schwerpunkt.

Unsere Gesprächspartner erzählten uns, dass ein Ausstieg als erfolgreich gilt, wenn der Betroffene keinen Kontakt mehr mit der rechtsextremen Szene unterhält, keine neuen Straftaten mehr begeht und ein relativ stabiles Leben führt. Im Idealfall verändert der Aussteiger auch sein Weltbild, dies lässt sich aber nicht immer verwirklichen. Laut einem Begleiter des Programms besteht seine Arbeit zu einem großen Teil aus dem Motivieren der Aussteiger, ihren neuen Pflichten nachzukommen. Wenn dies gelingt, ist ein wichtiger Schritt bereits getan. Viele Aussteiger haben immerhin seit Jahren kein geregeltes Dasein mehr geführt. 
Die Polizei und der Staatsschutz sind feste Kooperationspartner des Programms. Auch Gemeinden und andere Institutionen unterstützen das Aussteigerprogramm. Das Programm beschäftigt vier Mitarbeiter, von denen zwei als Betreuer arbeiten. Mit dieser Mitarbeiterzahl kann die Zahl der Aussteiger gut betreut werden; zur Betreuung von mehr Aussteigern müsste das Programm aber zusätzliche Betreuer einstellen. Die finanzielle Lage des Programms ist bis dato gut.

Die Aussteiger werden im Schnitt drei Jahre betreut. Gerade am Anfang ist die Betreuung sehr intensiv, im Laufe der Zeit wird die Intensität der Betreuung aber zurückgefahren. Das Programm betreut momentan 30 Aussteiger. Ungefähr 30 Personen sind bereits mit Hilfe des Programms erfolgreich ausgestiegen.

2.3 Des hessische Aussteigerprogramm IKARus

Das Programm in Hessen ist ein relativ junges Programm, das erst 2003 seine Arbeit aufgenommen hat. Es richtet sich vor allem an jugendliche Aktivisten und Mitläufer, die erst seit kurzem im rechtsextremen Umfeld verkehren. Dies ist gerade für die Niederlande hinsichtlich des hiesigen Lonsdaleproblems von Interesse.
Das hessische Programm kennt zwei Sparten. Die erste Sparte richtet sich an Mitläufer und Jugendliche, die erst seit kurzem Mitglied einer rechtsextremen Gruppierung sind. Diese Jugendlichen sind im Schnitt zwischen dreizehn und sechzehn Jahren alt. Mitarbeiter des Programms führen Gespräche mit diesen Jugendlichen, in denen sie auf die Risiken und Auswirkungen der rechtsextremen Orientierung aufmerksam machen. Dieses Konzept ist bisher erfolgreich; die meisten der angesprochenen Jugendlichen wenden sich schnell vom rechtsextremen Umfeld ab.

Wilfried Rexroth, der Leiter von IKARus, über diese Sparte: 
‘Für viele ist [die rechte Szenenzugehörigkeit] eine jugendkulturelle Entwicklung. Die hören von selber wieder auf. Aber wenn man sie dann anspricht, geht es noch mal schneller. Man muss allerdings die Szene vor Ort kennen und wissen, welche Leute da im Hintergrund die Fäden ziehen… Abhängig vom örtlichen Angebot kann es  passieren, dass Personen in der Szene verhaftet bleiben. Wenn ein paar Jugendliche sich in einem Bauwagen treffen und ein paar rechte Lieder abspielen, dann können wir sagen, das läuft sich tot. Wenn aber andere Aktivisten darum gegliedert sind, dann kann es ein Problem geben. Die bieten ihnen ganz konkret Freizeitangebote an. Da bekommen die Personen Kontakte und wachsen in die Szene rein… Das können wir durch die Gespräche vermeiden.’ 
Die zweite Sparte richtet sich an Jugendliche und junge Erwachsene, die bereits länger Mitglied einer rechtsextremen Gruppierung sind. Das Profil dieser Personen ähnelt dem Profil der Aussteiger bei den anderen hier besprochenen Programmen. Die Aussteiger in dieser Sparte sind oftmals zwischen 18 und 20 Jahre alt. Alkoholsucht und Beteiligung bei Gewaltstraftaten kommen auch in Hessen sehr häufig vor.  Auch betont man in Hessen das Auftreten von psychischen Problemen unter den Aussteigern. Die Aussteiger kommen häufig aus ländlichen Gebieten Hessens und ihre Familien werden als „klassisches Mittelschichtmilieu“ umschrieben. In diesen äußerlich intakten Familien herrscht aber oftmals ein antisemitisches und ausländerfeindliches Gedankengut. 
Auffallend ist zudem, dass ein großer Teil der Aussteiger bereits in der frühen Kindheit Verhaltensauffälligkeiten und psychische Probleme an den Tag legte. Auch in Hessen werden kaum Frauen in das Programm aufgenommen.
Die Gründe für den Ausstieg liegen auch in Hessen oft in der Erwartungshaltung der Eltern oder des Partners oder in drohenden Strafprozessen begründet. Die Entscheidung zum Ausstieg beruht in letzterem Fall laut Wilfried Rexroth auf einer berechnenden Abwägung: Entweder wandere ich für die nächsten zehn Jahre hinter Gitter oder ich steige aus. Die Aussteiger entscheiden sich für die zweite Option. Ideologische Überlegungen spielen allerdings kaum eine Rolle. Nur bei den aussteigenden Frauen zeigt sich ein anderes Bild. Die Frauen leiden während der Szenemitgliedschaft oft unter Misshandlungen innerhalb des rechtsextremen Milieus. Einige haben zahlreiche Selbstmordversuche hinter sich, bevor sie sich an das Aussteigerprogramm wenden.
Das Hessische Programm ist für potentielle Aussteiger telefonisch erreichbar. Mehr als 95 % der eingehenden Gespräche stammen allerdings nicht von potentiellen Aussteigern, sondern von Dritten (beispielsweise Journalisten), die Informationen über das Programm benötigen.

Die Kontaktaufnahme mit den Aussteigern geschieht in den meisten Fällen durch lokale Institutionen wie Polizei oder Schule. Das Programm erfreut sich in Hessen großer Bekanntheit und die lokalen Institutionen suchen daher schnell den Kontakt mit dem Aussteigerprogramm, wenn sie potentielle Aussteiger im Blick haben.

Zu Beginn des Ausstiegsprozesses wird ein Persönlichkeitsprofil des Aussteigers erstellt. Dies hilft dem Begleiter, die nächsten Schritte zu planen. Auch in Hessen wird in der Anfangsphase die Wohnung entnazifiziert und ein relativ detaillierter Vertrag aufgesetzt. Von Seiten des hessischen Aussteigerprogramms verweist man auf drei Ebenen, die während des Ausstiegsprozesses angesprochen werden müssen: Die szenebezogene Ebene, die Ebene der Straftaten und die individuelle Ebene. Bei der ersten Ebene spielen vor allem Sicherheitsaspekte eine große Rolle. Aber auch ideologische Fragen sind hier wichtig. Bei der zweiten Ebene stehen drohende Strafprozesse im Fokus der Aufmerksamkeit. Ausgemachte Aktivisten haben im Laufe ihrer rechtsextremen Karriere oftmals 70 bis 80 Straftaten begangen. Ehrlichkeit und Offenheit über begangene, aber noch nicht vor Gericht gebrachte Straftaten wird eingefordert. Hinsichtlich der Straftaten, für die die Aussteiger noch nicht verurteilt sind, bemüht sich das Programm um Absprachen mit der Justiz, um so das Verhängen von Freiheitsstrafen zu vermeiden. 
Individuelle Aspekte, die viel Aufmerksamkeit erfordern, beziehen sich häufig auf die Entschuldung, die Existenzsicherung, soziale Probleme und psychische Erkrankungen. 

Die Betreuung der Aussteiger dauert in Hessen zwischen drei und sechs Monaten. Während des ersten Monats findet die Betreuung durch einen Mitarbeiter von IKARus statt. Danach wird die Betreuung – soweit möglich – durch einen lokalen Polizeibeamten übernommen. Einige Aussteiger können allerdings nur schwer ein Vertrauensverhältnis zu einer ihnen unbekannten Person aufbauen und akzeptieren diese Veränderung nicht. In einem solchen Fall kann es vorkommen, dass der Mitarbeiter von IKARus den Aussteiger während des gesamten Ausstiegsprozesses betreut. Die Betreuung umfasst meistens einen Arbeitsaufwand von 100 bis 150 Stunden pro Aussteiger. Das hessische Programm arbeitet ebenso wie das nordrhein-westfälische Programm und der Bundesverfassungsschutz mit einer strengen Überwachung der Aussteiger. Die Polizei kontrolliert regelmäßig, ob sich der Aussteiger neue Straftaten zuschulden kommen lässt. In diesem Fall (ebenso wie bei Nichteinhaltung des Vertrags) kann der Aussteiger von der Teilnahme am Programm ausgeschlossen werden. Nach einer Betreuungszeit von drei bis sechs Monaten sind die meisten Aussteiger relativ stabil. Je nach Notwendigkeit werden Aussteiger aber auch über diese Zeit hinaus betreut. Vor allem bei Aussteigern, die eine Bewährungsstrafe auferlegt bekommen haben, kann die Betreuungszeit bis zu zwei Jahre betragen.
Beim hessischen Programm warnt man vor überhöhten Erwartungen. Die Aussteiger begehen in der Regel zwar keine neuen Straftaten und brechen den Kontakt zum  rechtsextremen Umfeld ab, aber ihre ideologischen Auffassungen und ihre Feindbilder ändern sie kaum. Es findet nur oberflächlich eine Akzeptanz der demokratischen Werte statt.
Das hessische Aussteigerprogramm verfügt anders als die anderen Programme über ein umfassendes Netzwerk von Kooperationspartnern. Verschiedene hessische Ministerien, der Landesverfassungsschutz und die Polizei arbeiten eng mit dem Programm zusammen. Zudem ist das Programm auch in ein Netzwerk lokaler Institutionen eingebunden.
IKARus beschäftigt zwei Mitarbeiter. Diese können die Zahl der Aussteiger momentan gut betreuen. Zudem gibt es bei jeder hessischen Polizeistation einen Beamten, der das Programm unterstützt, die rechtsextreme Szene beobachtet und Aussteiger betreut.  
In den letzten drei Jahren wurden Gespräche mit ungefähr 150 Mitläufern und Sympathisanten geführt. Diese Jugendlichen sind – so Wilfried Rexroth – hierdurch nicht weiter ins rechtextreme Umfeld hineingeraten. Zudem hat das Programm ungefähr 50 Aussteiger aus der rechtsextremen Szene geholt. Momentan begleitet IKARus sieben Aussteiger. 

Die Arbeit des Programms ist unter anderem aufgrund der guten finanziellen Ausstattung so erfolgreich. 

3. Implementierung in den Niederlanden

Eine der Kernfragen des vorliegenden Kapitels lautet: Was ist die Bedeutung der Tätigkeiten der deutschen Projekte für eine Implementierung in den Niederlanden? Bei der Beantwortung dieser Frage sollten unserer Meinung nach die folgenden Elemente berücksichtigt werden:
· Profil der Aussteiger

· Ausstiegsgründe 
· Ausstiegsprozess

· Reichweite der erklärten Zielsetzung

· Budget, Kooperationspartner und Netzwerk

· Einbeziehung von Frauen und Mädchen

· Professionelle Betreuung

· Ausstiegsüberwachung und Evaluation 
Profil der Aussteiger
Bei den deutschen Programmen fallen zwei Profile ins Auge. Das erste Profil entspricht etwa dem folgenden Schema: 
· Skinhead oder Neonazi

· Zwischen 18 und 25 Jahren

· Kein beständiges Arbeitsleben
· Beachtliches Strafregister
· Gewaltbereit
· Alkoholabhängig 
· In einigen Fällen psychische Erkrankungen
Das zweite Profil entspricht einer weniger entgleisten Gruppe Jugendlicher, die erst seit kurzem im rechtsextremen Milieu verkehren und noch zu den Mitläufern zu rechnen sind. Diese Jugendlichen sind in der Regel jünger. Manche dieser Jugendlichen steigen beizeiten aus; andere hingegen radikalisieren sich weiter, bis sie irgendwann zum ersten Profil gehören. Auch in den Niederlanden sehen wir diese beiden Profile. Die erste Gruppe der ausgemachten Extremisten ist zahlenmäßig kleiner als in Deutschland. Laut niederländischen Schätzungen geht es hier um einige hundert Personen. Unser Eindruck ist, dass die niederländischen Extremisten weniger gewaltbereit sind als ihre deutschen Gesinnungsgenossen. 
Viele der niederländischen rechten Lonsdale-Jugendlichen scheinen sehr gut in das zweite Profil zu passen. Nota bene; der Unterschied zwischen beiden Profilen ist ein schematischer, idealtypischer Unterschied, in der Realität gibt es hingegen durchaus mehr Zwischenstufen.

Ausstiegsgründe 

Für die Ausstiegsgründe sind die oben genannten Profilunterscheidungen wichtig. Die Gründe, die einen Rechtsextremisten des ersten Profils zum Ausstieg bringen, wurden in den Programmbeschreibungen ausführlich besprochen: Drohende Strafprozesse, Erwartungen des Partners oder der Eltern, ein Gefühl der Bedrohung und Unsicherheit (sei es zu Recht oder nicht), eine generelle Perspektivlosigkeit und das Bewusstsein, dass die rechte Szenemitgliedschaft eine Isolierung mit sich bringt. Diese hier genannten Gründe spielen auch bei den Aussteigern des zweiten Profils eine wichtige Rolle. Diese Aussteiger befinden sich natürlich noch nicht in einer ähnlich auswegslosen Situation, laufen aber die Gefahr, dass ein solches Zukunftsszenario auch bei ihnen eintritt, wenn sie sich nicht vom rechtsextremen Umfeld abwenden. Aus den in Hessen erworbenen Erfahrungen lässt sich ableiten, dass Hinweise auf dieses Risiko zum Ausstieg führen. 

Ein sehr auffälliges Ergebnis der in Deutschland geführten Gespräche ist die relativ geringe Bedeutung ideologischer Entscheidungsgründe. In der herrschenden Vorstellung über Deradikalisierung nimmt die Distanzierung von radikalen Werten einen wichtigen Platz ein. Die alltägliche Praxis beschäftigt sich hingegen mehr mit der Bekämpfung konkreter Nachteile der rechtsextremen Szenemitgliedschaft. Dies sollte Anlass dazu geben, in den Niederlanden auf die relative Bedeutung ideologischer Argumente bedacht zu sein.

Der Ausstiegsprozess
Allgemeine Gesichtspunkte sind der Bruch mit dem extremistischen Umfeld, die Entnazifizierung der Wohnung (Kleidung, Musik usw.), die Sorge für die Sicherheit des Aussteigers und Entziehungskuren (Alkohol und/oder Drogen).

Ebenso wichtig wie der Bruch mit dem alten Umfeld ist der Aufbau eines neuen Umfelds mit einer sicheren Wohnumgebung, einem Arbeits- oder Ausbildungsplatz, neuen sozialen Kontakten und veränderten Normen und Werten.

Neben diesen allgemeinen Punkten muss man im Einzelfall auch auf spezifische Probleme wie beispielsweise psychische Erkrankungen oder Unterstützung bei der Entschuldung eingehen. Die meisten Programme schließen zudem mehr oder weniger umfangreiche Verträge mit den Aussteigern ab. In diesen Verträgen werden nicht nur die Rechte und Pflichten der Aussteiger festgelegt, sondern teilweise auch konkrete Zielvorgaben und ein Zeitschema für diese Ziele definiert. 
Bei Aussteigern des zweiten Profils ist dies des Guten zu viel; bei einer Implementierung in den Niederlanden können daher Elemente weggelassen oder abgeschwächt werden.

Die Reichweite der erklärten Zielsetzung

Es wurde bereits erwähnt, dass viele Aussteiger weniger aus ideologischen Beweggründen, als vielmehr aufgrund der konkreten Probleme und Nachteile der rechten Szenemitgliedschaft aussteigen. Ein Ausstieg beinhaltet den Bruch mit dem rechten Umfeld und das Zustandekommen einer akzeptablen Lebensalternative. Das Hauptaugenmerk der Aussteigerprogramme richtet sich dann auch auf diese Aspekte. So heißt es schon in Brechts berühmter Dreigroschenoper: „Wie ihr es immer dreht und immer schiebt, erst kommt das Fressen, dann kommt die Moral“. 
Wir haben gesehen, dass die Moral in der Praxis nur eine beschränkte Rolle spielt. Eine positive Einstellung zur Demokratie, die Akzeptanz der Gleichwertigkeit aller Menschen und die Abwendung von Diskriminierung nehmen keinen zentralen Platz bei den Programmen ein. Die praktische Erfahrung hat den deutschen Programmen gezeigt, dass sie die Gedanken ihrer Klienten nicht kontrollieren können. Die Messlatte ist, was das betrifft, dann auch sehr weit unten angesetzt. Manchmal ist man schon froh, wenn ein Aussteiger seine Probleme nicht mehr durch Gewalt löst und morgens pünktlich zur Arbeit erscheint. In so einem Fall spielt eine positiven Einstellung zur Demokratie, die Akzeptanz der Gleichwertigkeit aller Menschen und die Abwendung von Diskriminierung keinerlei Rolle mehr. 
Wir gehen davon aus, dass dies in den Niederlanden ähnlich ist. Dies bedeutet, dass sich die Aufmerksamkeit bei der Implementierung von Deradikalisierungsprogrammen auch auf die Reichweite und Erreichbarkeit der Zielsetzungen richten sollte. Mit anderen Worten: Ab welchem Punkt sprechen wir von erfolgreicher Deradikalisierung? 
Das Budget, die Kooperationspartner und das Netzwerk
Das Programm EXIT-Deutschland zeigt sehr gut, wie wichtig ausreichende finanzielle Mittel für die Qualität der Betreuung sind. Auch gute Kontakte zu verschiedenen (staatlichen) Institutionen sind für den Erfolg des Programms äußert wichtig. In Deutschland scheinen die staatlichen Programme über bessere Beziehungen mit den für das Aussteigerprogramm wichtigen Institutionen und Instanzen zu verfügen. Andererseits hat ein nichtstaatliches Programm den Vorteil, dass die Kontaktschwelle niedriger ist. Der Staat und insbesondere der Verfassungsschutz und die Polizei werden durch die rechte Szene als ihre „natürlichen“ Feinde gesehen. 
Im Wesentlichen sind die notwendigen Vorraussetzungen für ein gut funktionierendes Deradikalisierungsprogramm ausreichende finanzielle Mittel und ein gut funktionierendes Netzwerk von Kooperationspartnern. In den Niederlanden sollte man beispielsweise prüfen, inwieweit man mit ähnlichen, bereits existierenden Tätigkeitsfeldern (wie HALT Nederland oder Reclassering Nederland) zusammenarbeiten kann.
Die Einbeziehung von Frauen und Mädchen

Die deutschen Programme scheinen kaum in der Lage, Mädchen und Frauen in ihre Arbeit einzubeziehen. Dies, obwohl die Zahl der Frauen in rechtsextremen Gruppierungen in Deutschland seit Jahren zunimmt und Frauen und Mädchen inzwischen 20 bis 30% der Szene ausmachen. Aussteigerprogramme richten sich hingegen nicht an die besonderen Bedürfnisse von Aussteigerinnen.
Frauen stoßen oftmals durch eine Beziehung zum rechtsextremen Umfeld und gründen ihr Selbstwertgefühl wesentlich auf ihre Beziehung und ihren Freund. Dennoch werden sie häufig durch ihren Partner misshandelt. Der Aufbau eines positiven Selbstbilds ist dann auch ein wichtiger Bestandteil der Arbeit mit Aussteigerinnen. Durch die Misshandlungen fällt es den Aussteigerinnen zudem schwer, Vertrauen zu einem männlichen Betreuer aufzubauen.
Hinzu kommt, dass die Aussteigerprogramme von Männern dominiert werden. Um mehr Aussteigerinnen in ein Programm einzubeziehen, müsste daher auch die Zusammensetzung der Mitarbeiter geändert werden. Es liegt nahe, dass bei der Einführung eines Deradikalisierungsprogramms in den Niederlanden die nötige Aufmerksamkeit hinsichtlich dieser Problematik vorhanden sein sollte. Auch in den Niederlanden scheint die Zahl der Frauen und Mädchen in rechtsextremen Gruppen zuzunehmen.
Professionelle Betreuung
Gründliche Kenntnis der (lokalen) rechtsextremen Szene ist für ein Aussteigerprogramm unerlässlich. Alle hier vorgestellten deutschen Programme scheinen eine solche gründliche Kenntnis  über den Rechtsextremismus und die Position der (potentiellen) Aussteiger im rechtsextremen Umfeld zu besitzen. Auch die Kooperationspartner haben ein tiefes Verständnis des Rechtsextremismus. Sie sind in der Lage, potentielle Aussteiger zu erkennen, mit denen die Aussteigerprogramme in einem nächsten Schritt zielgerichtet Kontakt aufnehmen können. Kenntnis des rechtsextremen Umfelds ist auch deshalb wichtig, weil die Betreuer während eines gewissen Zeitraums oftmals die einzigen sozialen Kontakte der Aussteiger sind. In einem solchen Fall ist es wichtig, dass sie sich in die Situation der Aussteiger einleben können.
Die Betreuung ist ein wesentlicher Bestandteil des Aussteigerprogramms. An die Betreuer werden daher hohe Anforderungen gestellt. Neben einer gründlichen Kenntnis der rechtsextremen Szene dürfen sie keinesfalls beeinflussbar oder labil sein. Die Aussteiger testen häufig ihre Grenzen aus und die Betreuer müssen diese Grenzen deutlich angeben. Gleichzeitig muss der Betreuer aber auch das Vertrauen der Aussteiger gewinnen. 
Zudem ist eine professionelle Haltung wichtig. Es wird immer Aussteiger geben, die wieder in die Szene zurückfallen und ein solcher Rückfall darf nicht als persönliches Versagen aufgefasst werden. Ein weiterer wichtiger Punkt ist die persönliche Sicherheit der Mitarbeiter des Aussteigerprogramms. Durch ihre Arbeit lenken die Mitarbeiter die Aufmerksamkeit der rechten Szene auf sich und dies kann zu Belästigungen und Ungemach führen.

Ausstiegsüberwachung und Evaluation 

Die meisten deutschen Programme überwachen den Ausstiegsprozess ihrer Schützlinge. Sie kontrollieren regelmäßig, ob ein Aussteiger noch Kontakt mit der rechtsextremen Szene unterhält und ob er neue Straftaten begeht. Dies ist nicht nur hinsichtlich eines (erfolgreichen) Fortschritts im Ausstiegsprozess wichtig, sondern auch, um einen möglichen Rückfall so schnell wie möglich zu signalisieren. 
Auch ist die Evaluation des Programms als solche wichtig. Dies geschieht in Deutschland kaum, sollte aber bei einer Implementierung von Deradikalisierungsprogrammen in den Niederlanden von Anfang an die notwendige Aufmerksamkeit erhalten. 

4. Schlusswort

Wir sehen die Schwierigkeit, dass sich die heutige Wahrnehmung des Rechtsextremismus als Problem zu sehr auf die organisierten, auf Wahlen gerichteten Varianten des Rechtsextremismus (Varianten, wie es sie in den 90er Jahren gab) richtet. Heutzutage hingegen sehen wir die Problematik der zerstreuten, rechtsextremen Jugendgruppen. Diese Problematik ist an sich nicht neu, hat aber im Umfang zugenommen. Wir stehen vor dem Risiko, dass die „Straßenvarianten“ durch ihren niedrigen Organisationsgrad und ihren relativ niedrigen ideologischen Gehalt nicht als rechtsextremes Phänomen wahrgenommen werden. Das veränderte Erscheinungsbild verlangt einen neuen Umgang. Unter Beibehaltung des existierenden Instruments, das sich auf den Kern von (formalen) Organisationen richtet, müssen wir nach Strategien suchen, die sich nicht so sehr auf den Kern, sondern mehr auf die Schale richten.

Da es in den Niederlanden bis dato wenig Erfahrung hinsichtlich solcher Strategien gibt, haben wir uns deutsche Deradikalisierungsprogramme angeschaut. Was man hieraus für die Implementierung von ähnlichen Programmen in den Niederlanden lernen kann, wurde im vorhergehenden Abschnitt besprochen.
Die folgenden Elemente verdienen unserer Meinung nach besondere Aufmerksamkeit:

Das Profil der Aussteiger, die Ausstiegsgründe, der Ausstiegsprozess, die Reichweite der Zielsetzung, das Budget, die Kooperationspartner und das Netzwerk, die Einbeziehung von Frauen und Mädchen, eine professionelle Betreuung, eine Ausstiegsüberwachung und eine Evaluation. 

Dies alleine stellt natürlich noch kein konkretes Deradikalisierungsprogramm dar. Aber falls ein solches in den Niederlanden implementiert wird – was unserer Meinung nach empfehlenswert ist – sollte man diesen Punkten die notwendige Aufmerksamkeit zukommen lassen. Ein Projekt in den Niederlanden könnte zunächst die Form eines vorläufig lokal begrenzten Pilotprojekts haben, das von Anfang an regelmäßig evaluiert wird. 

Deradikalisierungsprogramme, wie sie in diesem Kapitel beschrieben wurden, sind kein Wundermittel. Sie können allerdings als eine wertvolle Ergänzung bereits existierender Strategien  - strafrechtliche Konsequenzen und Bildungsangebote -  dienen. 
Sara Grunenberg studierte Psychologie (Schwerpunkt Sozialpsychologie) an der Universiteit van Amsterdam und der Universidad Nacional Autónoma de México. In ihrer Abschlussarbeit beschäftigte sie sich mit den Gründen muslimischer Frauen für das Tragen von Kopftüchern. Sara ist gegenwärtig Studentin des Aufbaustudienganges `Friedens- und Konfliktforschung` an der Philipps-Universität Marburg. Im Rahmen dieses Studiengangs absolvierte sie ein Praktikum bei der Forschungsabteilung des Anne Frank Hauses in Amsterdam. Momentan arbeitet sie dort an ihrer Masterarbeit zu dem Thema `Verlassen von extremen Gruppen durch Eigeninitiative und Ausstiegshilfe`.

Jaap van Donselaar ist Kulturanthropologe. Er ist als Akademischer Rat an der Universiteit Leiden und als Forscher am Anne Frank Haus tätig. Seit geraumer Zeit forscht er zu Rassismus und Radikalismus sowie zu den Reaktionen auf diese Phänomene. 1996 gründete Jaap van Donselaar den Monitor Rassismus und Extremismus (siehe www.monitorracisme.nl). Auch leitet er das Dutch Monitor Center on Racism and Xenophobia (DUMC), das der Europäischen Union regelmäßig Bericht erstattet. 
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